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Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
einer Sicherungsanordnung für Ver-

kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

 Artikel 1 

Strafprozessordnung Strafprozessordnung 

(StPO) 
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dert durch Art. 3 des Gesetzes 
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§ 100g § 100g 

Erhebung von Verkehrsdaten Erhebung von Verkehrsdaten und Si-
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(1) Begründen bestimmte Tatsachen 
den Verdacht, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer  

(1) Verkehrsdaten (§§ 9 und 12 des 
Telekommunikation-Digitale-Dienste-Da-
tenschutz-Gesetzes und § 2a Absatz 1 
des BDBOS-Gesetzes) des Beschuldig-
ten sowie von Personen, bei denen auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzuneh-
men ist, dass sie für den Beschuldigten 
bestimmte oder von ihm herrührende Mit-
teilun-gen entgegennehmen oder weiter-
geben oder dass der Beschuldigte ihren 
An-schluss oder ihr informationstechni-
sches System benutzt, dürfen erhoben 
werden, wenn 
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Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
einer Sicherungsanordnung für Ver-

kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

1. eine Straftat von auch im Einzelfall er-
heblicher Bedeutung, insbesondere 
eine in § 100a Absatz 2 bezeichnete 
Straftat, begangen hat, in Fällen, in de-
nen der Versuch strafbar ist, zu bege-
hen versucht hat oder durch eine Straf-
tat vorbereitet hat oder 

1.  bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand als Täter o-
der Teilnehmer eine Straftat von auch 
im Einzelfall erheblicher Bedeutung, 
insbesondere eine in § 100a Absatz 2 
bezeichnete Straftat, begangen hat, in 
Fällen, in denen der Versuch strafbar 
ist, zu begehen versucht hat oder durch 
eine Straftat vorbereitet hat, 

2. eine Straftat mittels Telekommunikation 
begangen hat, 

2.  die Erhebung der Verkehrsdaten für 
die Erforschung des Sachverhalts o-
der zur Ermittlung des Aufenthalt-
sortes des Beschuldigten erforder-
lich ist und 

so dürfen Verkehrsdaten (§§ 9 und 12 des 
Telekommunikation-Telemedien-Daten-
schutz-Gesetzes und § 2a Absatz 1 des Ge-
setzes über die Errichtung einer Bundesan-
stalt für den Digitalfunk der Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben) 
erhoben werden, soweit dies für die Erfor-
schung des Sachverhalts erforderlich ist und 
die Erhebung der Daten in einem angemes-
senen Verhältnis zur Bedeutung der Sache 
steht. Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 ist die 
Maßnahme nur zulässig, wenn die Erfor-
schung des Sachverhalts auf andere Weise 
aussichtslos wäre. Die Erhebung gespei-
cherter (retrograder) Standortdaten ist nach 
diesem Absatz nur unter den Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 zulässig. Im Übrigen ist 
die Erhebung von Standortdaten nur für 
künftig anfallende Verkehrsdaten oder in 
Echtzeit und nur im Fall des Satzes 1 Num-
mer 1 zulässig, soweit sie für die Erfor-
schung des Sachverhalts oder die Ermitt-
lung des Aufenthaltsortes des Beschuldig-
ten erforderlich ist. 

3. die Erhebung der Verkehrsdaten in ei-
nem angemessenen Verhältnis zur Bedeu-
tung der Sache steht. 

 (1a) Die Erhebung gespeicherter (ret-
rograder) Standortdaten ist abweichend 
von Absatz 1 Nummer 1 und 2 nur zuläs-
sig, wenn 
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 1. bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine in § 100a Absatz 2 be-
zeichnete Straftat, die auch im Einzelfall 
schwer wiegt, begangen hat, in Fällen, in 
denen der Versuch strafbar ist, zu bege-
hen versucht hat oder durch eine Straftat 
vorbereitet hat und 

 2. die Erforschung des Sachverhalts o-
der die Ermittlung des Aufenthaltsortes 
des Beschuldigten auf andere Weise we-
sentlich erschwert oder aussichtslos 
wäre. 

 Im Übrigen ist die Erhebung von 
Standortdaten nur für künftig anfallende 
Verkehrsdaten oder in Echtzeit zulässig. 

 (1b) Soweit die Straftat nicht von Ab-
satz 1 erfasst wird, ist die Erhebung von 
Verkehrsdaten auch dann zur Erfor-
schung des Sachverhalts zulässig, wenn 

 1. bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine Straftat mittels Telekom-
munikation begangen hat, und 

 2. die Erforschung des Sachverhalts auf 
andere Weise aussichtslos wäre. 

 Satz 1 gilt nicht für die Erhebung von 
Standortdaten. 
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(2) Begründen bestimmte Tatsachen 
den Verdacht, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine der in Satz 2 bezeichneten 
besonders schweren Straftaten begangen 
hat oder in Fällen, in denen der Versuch 
strafbar ist, eine solche Straftat zu begehen 
versucht hat, und wiegt die Tat auch im Ein-
zelfall besonders schwer, dürfen die nach § 
176 des Telekommunikationsgesetzes ge-
speicherten Verkehrsdaten erhoben wer-
den, soweit die Erforschung des Sachver-
halts oder die Ermittlung des Aufenthaltsor-
tes des Beschuldigten auf andere Weise 
wesentlich erschwert oder aussichtslos 
wäre und die Erhebung der Daten in einem 
angemessenen Verhältnis zur Bedeutung 
der Sache steht. Besonders schwere Straf-
taten im Sinne des Satzes 1 sind:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. aus dem Strafgesetzbuch:   

a) Straftaten des Hochverrats und der 
Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates sowie des Landes-
verrats und der Gefährdung der äu-
ßeren Sicherheit nach den §§ 81, 
82, 89a, nach den §§ 94, 95 Absatz 
3 und § 96 Absatz 1, jeweils auch 
in Verbindung mit § 97b, sowie 
nach den §§ 97a, 98 Absatz 1 Satz 
2, § 99 Absatz 2 und den §§ 100, 
100a Absatz 4, 

 

b) besonders schwerer Fall des Land-
friedensbruchs nach § 125a sowie 
Betreiben krimineller Handelsplatt-
formen im Internet in den Fällen 
des § 127 Absatz 3 und 4, 

 

c) Bildung krimineller Vereinigungen 
nach § 129 Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 5 Satz 3 sowie Bildung 
terroristischer Vereinigungen nach 
§ 129a Absatz 1, 2, 4, 5 Satz 1 
erste Alternative, jeweils auch in 
Verbindung mit § 129b Absatz 1, 
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d) Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung in den Fällen 
der §§ 176, 176c, 176d und, unter 
den in § 177 Absatz 6 Satz 2 Num-
mer 2 genannten Voraussetzun-
gen, des § 177, 

 

e) Verbreitung, Erwerb und Besitz kin-
der- und jugendpornographischer 
Inhalte in den Fällen des § 184b 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 so-
wie des § 184c Absatz 2, 

 

f) Mord und Totschlag nach den §§ 
211 und 212, 

 

g) Straftaten gegen die persönliche 
Freiheit in den Fällen der §§ 234, 
234a Absatz 1, 2, §§ 239a, 239b 
und Zwangsprostitution und 
Zwangsarbeit nach § 232a Absatz 
3, 4 oder 5 zweiter Halbsatz, § 
232b Absatz 3 oder 4 in Verbin-
dung mit § 232a Absatz 4 oder 5 
zweiter Halbsatz und Ausbeutung 
unter Ausnutzung einer Freiheits-
beraubung nach § 233a Absatz 3 
oder 4 zweiter Halbsatz, 

 

h) Einbruchdiebstahl in eine dauerhaft 
genutzte Privatwohnung nach § 
244 Absatz 4, schwerer Banden-
diebstahl nach § 244a Absatz 1, 
schwerer Raub nach § 250 Absatz 
1 oder Absatz 2, Raub mit Todes-
folge nach § 251, räuberische Er-
pressung nach § 255 und beson-
ders schwerer Fall einer Erpres-
sung nach § 253 unter den in § 253 
Absatz 4 Satz 2 genannten Voraus-
setzungen, gewerbsmäßige Ban-
denhehlerei nach § 260a Absatz 1, 
besonders schwerer Fall der Geld-
wäsche nach § 261 unter den in § 
261 Absatz 5 Satz 2 genannten Vo-
raussetzungen, wenn die Vortat 
eine der in den Nummern 1 bis 8 
genannten besonders schweren 
Straftaten ist, 
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i) gemeingefährliche Straftaten in 
den Fällen der §§ 306 bis 306c, 307 
Absatz 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 
bis 3, des § 309 Absatz 1 bis 4, des 
§ 310 Absatz 1, der §§ 313, 314, 
315 Absatz 3, des § 315b Absatz 3 
sowie der §§ 316a und 316c, 

 

2. aus dem Aufenthaltsgesetz:   

a) Einschleusen von Ausländern nach 
§ 96 Absatz 2, 

 

b) Einschleusen mit Todesfolge oder 
gewerbs- und bandenmäßiges Ein-
schleusen nach § 97, 

 

3. aus dem Außenwirtschaftsgesetz:  

Straftaten nach § 17 Absatz 1 bis 3 und 
§ 18 Absatz 7 und 8, 

 

4. aus dem Betäubungsmittelgesetz:   

a) besonders schwerer Fall einer 
Straftat nach § 29 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, 5, 6, 10, 11 oder 13, Ab-
satz 3 unter der in § 29 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1 genannten Vo-
raussetzung, 

 

b) eine Straftat nach den §§ 29a, 30 
Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, § 30a, 

 

5. aus dem Grundstoffüberwachungsge-
setz: 

 

eine Straftat nach § 19 Absatz 1 unter 
den in § 19 Absatz 3 Satz 2 genannten 
Voraussetzungen, 

 

6. aus dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen:  

 

a) eine Straftat nach § 19 Absatz 2 o-
der § 20 Absatz 1, jeweils auch in 
Verbindung mit § 21, 

 

b) besonders schwerer Fall einer 
Straftat nach § 22a Absatz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 2, 
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einer Sicherungsanordnung für Ver-

kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

7. aus dem Völkerstrafgesetzbuch:   

a) Völkermord nach § 6,  

b) Verbrechen gegen die Menschlich-
keit nach § 7, 

 

c) Kriegsverbrechen nach den §§ 8 
bis 12, 

 

d) Verbrechen der Aggression nach § 
13, 

 

8. aus dem Waffengesetz:   

a) besonders schwerer Fall einer 
Straftat nach § 51 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 2, 

 

b) besonders schwerer Fall einer 
Straftat nach § 52 Absatz 1 Num-
mer 1 in Verbindung mit Absatz 5. 

 

(3) Die Erhebung aller in einer Funk-
zelle angefallenen Verkehrsdaten (Funkzel-
lenabfrage) ist nur zulässig,  

(3) Die Erhebung aller in einer Funk-
zelle angefallenen Verkehrsdaten (Funkzel-
lenabfrage) ist nur zulässig,  

1. wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 Satz 1 Nummer 1 erfüllt sind, 

1. wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 1a erfüllt sind, 

2. soweit die Erhebung der Daten in einem 
angemessenen Verhältnis zur Bedeu-
tung der Sache steht und 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. soweit die Erforschung des Sachver-
halts oder die Ermittlung des Aufent-
haltsortes des Beschuldigten auf an-
dere Weise aussichtslos oder wesent-
lich erschwert wäre. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Auf nach § 176 des Telekommunikationsge-
setzes gespeicherte Verkehrsdaten darf für 
eine Funkzellenabfrage nur unter den Vo-
raussetzungen des Absatzes 2 zurückge-
griffen werden. 

u n v e r ä n d e r t  
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(4) Die Erhebung von Verkehrsdaten 
nach Absatz 2, auch in Verbindung mit Ab-
satz 3 Satz 2, die sich gegen eine der in § 
53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 genann-
ten Personen richtet und die voraussichtlich 
Erkenntnisse erbringen würde, über die 
diese das Zeugnis verweigern dürfte, ist un-
zulässig. Dennoch erlangte Erkenntnisse 
dürfen nicht verwendet werden. Aufzeich-
nungen hierüber sind unverzüglich zu lö-
schen. Die Tatsache ihrer Erlangung und 
der Löschung der Aufzeichnungen ist akten-
kundig zu machen. Die Sätze 2 bis 4 gelten 
entsprechend, wenn durch eine Ermittlungs-
maßnahme, die sich nicht gegen eine in § 
53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 ge-
nannte Person richtet, von dieser Person Er-
kenntnisse erlangt werden, über die sie das 
Zeugnis verweigern dürfte. § 160a Absatz 3 
und 4 gilt entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Erfolgt die Erhebung von Verkehrs-
daten nicht beim Erbringer von Telekommu-
nikationsdiensten, bestimmt sie sich nach 
Abschluss des Kommunikationsvorgangs 
nach den allgemeinen Vorschriften. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

 (6) Auch ohne das Wissen des Be-
troffenen darf angeordnet werden, dass 
Anbieter öffentlich zugänglicher Tele-
kommunikationsdienste, bei denen es 
sich nicht um nummernunabhängige in-
terpersonelle Telekommunikations-
dienste handelt, die bei der Nutzung des 
Dienstes bereits erzeugten oder verar-
beiteten und noch vorhandenen sowie 
künftig anfallenden Verkehrsdaten un-
verzüglich zu sichern haben (Siche-
rungsanordnung), wenn zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür vorlie-
gen, dass eine in Absatz 1 oder Absatz 1a 
bezeichnete Straftat begangen worden 
ist, und soweit die Verkehrsdaten für die 
Erforschung des Sachverhalts oder zur 
Ermittlung des Aufenthaltsortes eines 
Beschuldigten von Bedeutung sein kön-
nen. Die Erhebung der nach Satz 1 gesi-
cherten Daten erfolgt nach den Absätzen 
1, 1a und 3. 
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§ 100k § 100k 

Erhebung von Nutzungsdaten bei Tele-
mediendiensten 

Erhebung von Nutzungsdaten bei Tele-
mediendiensten 

(1) Begründen bestimmte Tatsachen 
den Verdacht, dass jemand als Täter oder 
Teilnehmer eine Straftat von auch im Einzel-
fall erheblicher Bedeutung, insbesondere 
eine in § 100a Absatz 2 bezeichnete Straf-
tat, begangen hat, in Fällen, in denen der 
Versuch strafbar ist, zu begehen versucht 
hat oder durch eine Straftat vorbereitet hat, 
dürfen von demjenigen, der geschäftsmäßig 
eigene oder fremde Telemedien zur Nut-
zung bereithält oder den Zugang zur Nut-
zung vermittelt, Nutzungsdaten (§ 2 Absatz 
2 Nummer 3 des Telekommunikation- Tele-
medien-Datenschutz-Gesetzes) erhoben 
werden, soweit dies für die Erforschung des 
Sachverhalts erforderlich ist und die Erhe-
bung der Daten in einem angemessenen 
Verhältnis zur Bedeutung der Sache steht. 
Die Erhebung gespeicherter (retrograder) 
Standortdaten ist nur unter den Vorausset-
zungen von § 100g Absatz 2 zulässig. Im 
Übrigen ist die Erhebung von Standortdaten 
nur für künftig anfallende Nutzungsdaten o-
der in Echtzeit zulässig, soweit sie für die Er-
forschung des Sachverhalts oder die Ermitt-
lung des Aufenthaltsortes des Beschuldig-
ten erforderlich ist. 

(1)  Nutzungsdaten (§ 2 Absatz 2 
Nummer 3 des Telekommunikation-Digi-
tale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes) dür-
fen von demjenigen, der geschäftsmäßig ei-
gene oder fremde Telemedien zur Nutzung 
bereithält oder den Zugang zur Nutzung ver-
mittelt, erhoben werden, wenn 

 1. bestimmte Tatsachen den Ver-
dacht begründen, dass jemand als 
Täter oder Teilnehmer eine Straftat 
von auch im Einzelfall erheblicher 
Bedeutung, insbesondere eine in § 
100a Absatz 2 bezeichnete Straftat, 
begangen hat, in Fällen, in denen der 
Versuch strafbar ist, zu begehen ver-
sucht hat oder durch eine Straftat 
vorbereitet hat, 

 2. die Erhebung der Nutzungsdaten 
für die Erforschung des Sachver-
halts erforderlich ist und 
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 3. die Erhebung der Nutzungsdaten 
in einem angemessenen Verhältnis 
zur Bedeutung der Sache steht. 

 (1a) Die Erhebung gespeicher-
ter (retrograder) Standortdaten ist 
abweichend von Absatz 1 Nummer 1 
und 2 nur unter den Voraussetzun-
gen von § 100g Absatz 1a zulässig. 
Im Übrigen ist die Erhebung von 
Standortdaten nur für künftig anfal-
lende Nutzungsdaten oder in Echt-
zeit zulässig, soweit sie für die Erfor-
schung des Sachverhalts oder die 
Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten erforderlich ist.“ 

(2) Soweit die Straftat nicht von Absatz 
1 erfasst wird, dürfen Nutzungsdaten auch 
dann erhoben werden, wenn bestimmte Tat-
sachen den Verdacht begründen, dass je-
mand als Täter oder Teilnehmer mittels Te-
lemedien eine der folgenden Straftaten be-
gangen hat und die Erforschung des Sach-
verhalts auf andere Weise aussichtslos 
wäre:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. aus dem Strafgesetzbuch   

a) Verwenden von Kennzeichen ver-
fassungswidriger Organisationen 
nach § 86a, 

 

b) Anleitung zur Begehung einer 
schweren staatsgefährdenden Ge-
walttat nach § 91, 

 

c) Öffentliche Aufforderung zu Straf-
taten nach § 111, 

 

d) Straftaten gegen die öffentliche 
Ordnung nach den §§ 126, 131 und 
140, 

 

e) Beschimpfung von Bekenntnissen, 
Religionsgesellschaften und Welt-
anschauungsvereinigungen nach § 
166, 

 

f) Verbreitung, Erwerb und Besitz kin-
derpornographischer Inhalte nach 
§ 184b, 
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g) Beleidigung, üble Nachrede und 
Verleumdung nach den §§ 185 bis 
187 und Verunglimpfung des An-
denkens Verstorbener nach § 189, 

 

h) Verletzungen des persönlichen Le-
bens- und Geheimbereichs nach 
den §§ 201a, 202a und 202c, 

 

i) Nachstellung nach § 238,  

j) Bedrohung nach § 241,  

k) Vorbereitung eines Computerbe-
truges nach § 263a Absatz 3, 

 

l) Datenveränderung und Computer-
sabotage nach den §§ 303a und 
303b Absatz 1, 

 

2. aus dem Gesetz über Urheberrecht und 
verwandte Schutzrechte Straftaten 
nach den §§ 106 bis 108b, 

 

3. aus dem Bundesdatenschutzgesetz 
nach § 42. 

 

Satz 1 gilt nicht für die Erhebung von 
Standortdaten. 

 

(3) Abweichend von Absatz 1 und 2 
darf die Staatsanwaltschaft ausschließlich 
zur Identifikation des Nutzers Auskunft über 
die nach § 2 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe 
a des Telekommunikation-Telemedien-Da-
tenschutz-Gesetzes erhobenen Daten ver-
langen, wenn ihr der Inhalt der Nutzung des 
Telemediendienstes bereits bekannt ist. 

(3) Abweichend von Absatz 1 bis 2 
darf die Staatsanwaltschaft ausschließlich 
zur Identifikation des Nutzers Auskunft über 
die nach § 2 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe 
a des Telekommunikation-Telemedien-Da-
tenschutz-Gesetzes erhobenen Daten ver-
langen, wenn ihr der Inhalt der Nutzung des 
Telemediendienstes bereits bekannt ist. 

(4) Die Erhebung von Nutzungsdaten 
nach Absatz 1 und 2 ist nur zulässig, wenn 
aufgrund von Tatsachen die Annahme ge-
rechtfertigt ist, dass die betroffene Person 
den Telemediendienst nutzt, den derjenige, 
gegen den sich die Anordnung richtet, ge-
schäftsmäßig zur Nutzung bereithält oder zu 
dem er den Zugang zur Nutzung vermittelt. 

(4) Die Erhebung von Nutzungsdaten 
nach Absatz 1, 1a und 2 ist nur zulässig, 
wenn aufgrund von Tatsachen die Annahme 
gerechtfertigt ist, dass die betroffene Person 
den Telemediendienst nutzt, den derjenige, 
gegen den sich die Anordnung richtet, ge-
schäftsmäßig zur Nutzung bereithält oder zu 
dem er den Zugang zur Nutzung vermittelt. 
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(5) Erfolgt die Erhebung von Nut-
zungsdaten oder Inhalten der Nutzung eines 
Telemediendienstes nicht bei einem 
Diensteanbieter, der geschäftsmäßig Tele-
medien zur Nutzung bereithält, bestimmt sie 
sich nach Abschluss des Kommunikations-
vorgangs nach den allgemeinen Vorschrif-
ten. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 101 § 101 

Verfahrensregelungen bei verdeckten 
Maßnahmen 

Verfahrensregelungen bei verdeckten 
Maßnahmen 

(1) Für Maßnahmen nach den §§ 98a, 
99, 100a bis 100f, 100h, 100i, 110a, 163d 
bis 163g gelten, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, die nachstehenden Regelungen. 

(1) Für Maßnahmen nach den §§ 98a, 
99, 100a bis 100f, 100g Absatz 6, den §§ 
100h, 100i, 110a, 163d bis 163g gelten, so-
weit nichts anderes bestimmt ist, die nach-
stehenden Regelungen. 

(2) Entscheidungen und sonstige Un-
terlagen über Maßnahmen nach den §§ 
100b, 100c, 100f, 100h Abs. 1 Nr. 2 und § 
110a werden bei der Staatsanwaltschaft 
verwahrt. Zu den Akten sind sie erst zu neh-
men, wenn die Voraussetzungen für eine 
Benachrichtigung nach Absatz 5 erfüllt sind. 

(2) Entscheidungen und sonstige Un-
terlagen über Maßnahmen nach den §§ 
100b, 100c, 100f, 100g Absatz 6, § 100h 
Abs. 1 Nr. 2 und § 110a werden bei der 
Staatsanwaltschaft verwahrt. Zu den Akten 
sind sie erst zu nehmen, wenn die Voraus-
setzungen für eine Benachrichtigung nach 
Absatz 5 erfüllt sind. 

(3) Personenbezogene Daten, die 
durch Maßnahmen nach Absatz 1 erhoben 
wurden, sind entsprechend zu kennzeich-
nen. Nach einer Übermittlung an eine an-
dere Stelle ist die Kennzeichnung durch 
diese aufrechtzuerhalten. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Von den in Absatz 1 genannten 
Maßnahmen sind im Falle  

(4) Von den in Absatz 1 genannten 
Maßnahmen sind im Falle  

1. des § 98a die betroffenen Personen, 
gegen die nach Auswertung der Daten 
weitere Ermittlungen geführt wurden, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. des § 99 der Absender und der Adres-
sat der Postsendung, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. des § 100a die Beteiligten der über-
wachten Telekommunikation, 

3. des § 100a und des § 100g Absatz 6 
die Beteiligten der betroffenen Tele-
kommunikation, 
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4. des § 100b die Zielperson sowie die er-
heblich mitbetroffenen Personen, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. des § 100c  5. u n v e r ä n d e r t  

a) der Beschuldigte, gegen den sich 
die Maßnahme richtete, 

 

b) sonstige überwachte Personen,  

c) Personen, die die überwachte 
Wohnung zur Zeit der Durchfüh-
rung der Maßnahme innehatten o-
der bewohnten, 

 

6. des § 100f die Zielperson sowie die er-
heblich mitbetroffenen Personen, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. des § 100h Abs. 1 die Zielperson sowie 
die erheblich mitbetroffenen Personen, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. des § 100i die Zielperson, 8. u n v e r ä n d e r t  

9. des § 110a  9. u n v e r ä n d e r t  

a) die Zielperson,  

b) die erheblich mitbetroffenen Perso-
nen, 

 

c) die Personen, deren nicht allge-
mein zugängliche Wohnung der 
Verdeckte Ermittler betreten hat, 

 

10. des § 163d die betroffenen Personen, 
gegen die nach Auswertung der Daten 
weitere Ermittlungen geführt wurden, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. des § 163e die Zielperson und die Per-
son, deren personenbezogene Daten 
gemeldet worden sind, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. des § 163f die Zielperson sowie die er-
heblich mitbetroffenen Personen, 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. des § 163g die Zielperson 13. u n v e r ä n d e r t  
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zu benachrichtigen. Dabei ist auf die Mög-
lichkeit nachträglichen Rechtsschutzes 
nach Absatz 7 und die dafür vorgesehene 
Frist hinzuweisen. Die Benachrichtigung un-
terbleibt, wenn ihr überwiegende schutzwür-
dige Belange einer betroffenen Person ent-
gegenstehen. Zudem kann die Benachrich-
tigung einer in Satz 1 Nummer 2 und 3 be-
zeichneten Person, gegen die sich die Maß-
nahme nicht gerichtet hat, unterbleiben, 
wenn diese von der Maßnahme nur uner-
heblich betroffen wurde und anzunehmen 
ist, dass sie kein Interesse an einer Benach-
richtigung hat. Nachforschungen zur Fest-
stellung der Identität einer in Satz 1 bezeich-
neten Person sind nur vorzunehmen, wenn 
dies unter Berücksichtigung der Eingriffsin-
tensität der Maßnahme gegenüber dieser 
Person, des Aufwands für die Feststellung 
ihrer Identität sowie der daraus für diese o-
der andere Personen folgenden Beeinträch-
tigungen geboten ist. 

zu benachrichtigen. Dabei ist auf die Mög-
lichkeit nachträglichen Rechtsschutzes 
nach Absatz 7 und die dafür vorgesehene 
Frist hinzuweisen. Die Benachrichtigung un-
terbleibt, wenn ihr überwiegende schutzwür-
dige Belange einer betroffenen Person ent-
gegenstehen. Zudem kann die Benachrich-
tigung einer in Satz 1 Nummer 2 und 3 be-
zeichneten Person, gegen die sich die Maß-
nahme nicht gerichtet hat, unterbleiben, 
wenn diese von der Maßnahme nur uner-
heblich betroffen wurde und anzunehmen 
ist, dass sie kein Interesse an einer Benach-
richtigung hat. Nachforschungen zur Fest-
stellung der Identität einer in Satz 1 bezeich-
neten Person sind nur vorzunehmen, wenn 
dies unter Berücksichtigung der Eingriffsin-
tensität der Maßnahme gegenüber dieser 
Person, des Aufwands für die Feststellung 
ihrer Identität sowie der daraus für diese o-
der andere Personen folgenden Beeinträch-
tigungen geboten ist. 

(5) Die Benachrichtigung erfolgt, so-
bald dies ohne Gefährdung des Untersu-
chungszwecks, des Lebens, der körperli-
chen Unversehrtheit und der persönlichen 
Freiheit einer Person und von bedeutenden 
Vermögenswerten, im Fall des § 110a auch 
der Möglichkeit der weiteren Verwendung 
des Verdeckten Ermittlers möglich ist. Wird 
die Benachrichtigung nach Satz 1 zurückge-
stellt, sind die Gründe aktenkundig zu ma-
chen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Erfolgt die nach Absatz 5 zurückge-
stellte Benachrichtigung nicht binnen zwölf 
Monaten nach Beendigung der Maßnahme, 
bedürfen weitere Zurückstellungen der ge-
richtlichen Zustimmung. Das Gericht be-
stimmt die Dauer weiterer Zurückstellungen. 
Es kann dem endgültigen Absehen von der 
Benachrichtigung zustimmen, wenn die Vo-
raussetzungen für eine Benachrichtigung 
mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit auch in Zukunft nicht eintreten wer-
den. Sind mehrere Maßnahmen in einem 
engen zeitlichen Zusammenhang durchge-
führt worden, so beginnt die in Satz 1 ge-
nannte Frist mit der Beendigung der letzten 
Maßnahme. Bei Maßnahmen nach den §§ 
100b und 100c beträgt die in Satz 1 ge-
nannte Frist sechs Monate. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Gerichtliche Entscheidungen nach 
Absatz 6 trifft das für die Anordnung der 
Maßnahme zuständige Gericht, im Übrigen 
das Gericht am Sitz der zuständigen Staats-
anwaltschaft. Die in Absatz 4 Satz 1 ge-
nannten Personen können bei dem nach 
Satz 1 zuständigen Gericht auch nach Be-
endigung der Maßnahme bis zu zwei Wo-
chen nach ihrer Benachrichtigung die Über-
prüfung der Rechtmäßigkeit der Maßnahme 
sowie der Art und Weise ihres Vollzugs be-
antragen. Gegen die Entscheidung ist die 
sofortige Beschwerde statthaft. Ist die öf-
fentliche Klage erhoben und der Angeklagte 
benachrichtigt worden, entscheidet über 
den Antrag das mit der Sache befasste Ge-
richt in der das Verfahren abschließenden 
Entscheidung. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Sind die durch die Maßnahme er-
langten personenbezogenen Daten zur 
Strafverfolgung und für eine etwaige gericht-
liche Überprüfung der Maßnahme nicht 
mehr erforderlich, so sind sie unverzüglich 
zu löschen. Die Löschung ist aktenkundig zu 
machen. Soweit die Löschung lediglich für 
eine etwaige gerichtliche Überprüfung der 
Maßnahme zurückgestellt ist, dürfen die Da-
ten ohne Einwilligung der betroffenen Per-
sonen nur zu diesem Zweck verwendet wer-
den; ihre Verarbeitung ist entsprechend ein-
zuschränken. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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§ 101a § 101a 

Gerichtliche Entscheidung; Datenkenn-
zeichnung und -auswertung; Benach-
richtigungspflichten bei Verkehrs- und 

Nutzungsdaten 

Gerichtliche Entscheidung; Datenkenn-
zeichnung und -auswertung; Benach-
richtigungspflichten bei Verkehrs- und 

Nutzungsdaten 

(1) Bei Erhebungen von Verkehrsda-
ten nach § 100g gelten § 100a Absatz 3 und 
4 und § 100e entsprechend mit der Maß-
gabe, dass  

(1) Bei Erhebungen von Verkehrsda-
ten nach § 100g Absatz 1 bis 3 gelten § 
100a Absatz 4 sowie § 100e Absatz 1, 3, 4 
und 5 Satz 1 und 2 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass  

1. in der Entscheidungsformel nach § 
100e Absatz 3 Satz 2 auch die zu über-
mittelnden Daten und der Zeitraum, für 
den sie übermittelt werden sollen, ein-
deutig anzugeben sind, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der nach § 100a Absatz 4 Satz 1 zur 
Auskunft Verpflichtete auch mitzuteilen 
hat, welche der von ihm übermittelten 
Daten nach § 176 des Telekommunika-
tionsgesetzes gespeichert wurden. 

2. der nach § 100a Absatz 4 Satz 1 zur 
Auskunft Verpflichtete auch mitzuteilen 
hat, welche der von ihm übermittelten 
Daten nach § 176 des Telekommunika-
tionsgesetzes gespeichert wurden, 

 3. bei Funkzellenabfragen nach § 100g 
Absatz 3 abweichend von § 100e Ab-
satz 3 Satz 2 Nummer 5 eine räumlich 
und zeitlich eng begrenzte und hin-
reichend bestimmte Bezeichnung 
der Telekommunikation genügt. 

In den Fällen des § 100g Absatz 2, auch in 
Verbindung mit § 100g Absatz 3 Satz 2, fin-
det abweichend von Satz 1 § 100e Absatz 1 
Satz 2 keine Anwendung. Bei Funkzellenab-
fragen nach § 100g Absatz 3 genügt abwei-
chend von § 100e Absatz 3 Satz 2 Nummer 
5 eine räumlich und zeitlich eng begrenzte 
und hinreichend bestimmte Bezeichnung 
der Telekommunikation. 

In den Fällen des § 100g Absatz 2, auch in 
Verbindung mit § 100g Absatz 3 Satz 2, fin-
det abweichend von Satz 1 § 100e Absatz 1 
Satz 2 keine Anwendung.  

 (1a) Bei Sicherungsanordnungen 
nach § 100g Absatz 6 gelten § 100a Ab-
satz 4 und § 100e Absatz 1, 3, 4 und 5 
Satz 1 und 2 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass 
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 1. abweichend von § 100e Absatz 1 Satz 
4 die Sicherungsanordnung auf höchs-
tens einen Monat zu befristen ist und ab-
weichend von § 100e Absatz 1 Satz 5 eine 
höchstens zweimalige Verlängerung der 
Sicherungsanordnung um jeweils nicht 
mehr als einen Monat zulässig ist, soweit 
deren Voraussetzungen fortbestehen, 

 2. in der Entscheidungsformel nach § 
100e Absatz 3 Satz 2 auch die zu sichern-
den Daten eindeutig anzugeben sind. 

(1a) Bei der Erhebung und Beauskunf-
tung von Nutzungsdaten eines Telemedien-
dienstes nach § 100k gilt § 100a Absatz 3 
und 4, bei der Erhebung von Nutzungsdaten 
nach § 100k Absatz 1 und 2 zudem § 100e 
Absatz 1 und 3 bis 5 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass in der Entscheidungsformel 
nach § 100e Absatz 3 Satz 2 an die Stelle 
der Rufnummer (§ 100e Absatz 3 Satz 2 
Nummer 5), soweit möglich eine eindeutige 
Kennung des Nutzerkontos des Betroffe-
nen, ansonsten eine möglichst genaue Be-
zeichnung des Telemediendienstes tritt, auf 
den sich das Auskunftsverlangen bezieht. 

(1b) Bei der Erhebung und Beauskunf-
tung von Nutzungsdaten eines Telemedien-
dienstes nach § 100k gilt § 100a Absatz 3 
und 4, bei der Erhebung von Nutzungsdaten 
nach § 100k Absatz 1 bis 2 zudem § 100e 
Absatz 1 und 3 bis 5 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass in der Entscheidungsformel 
nach § 100e Absatz 3 Satz 2 an die Stelle 
der Rufnummer (§ 100e Absatz 3 Satz 2 
Nummer 5), soweit möglich eine eindeutige 
Kennung des Nutzerkontos des Betroffe-
nen, ansonsten eine möglichst genaue Be-
zeichnung des Telemediendienstes tritt, auf 
den sich das Auskunftsverlangen bezieht. 

(2) Wird eine Maßnahme nach § 100g 
oder § 100k Absatz 1 oder Absatz 2 ange-
ordnet oder verlängert, sind in der Begrün-
dung einzelfallbezogen insbesondere die 
wesentlichen Erwägungen zur Erforderlich-
keit und Angemessenheit der Maßnahme, 
auch hinsichtlich des Umfangs der zu erhe-
benden Daten und des Zeitraums, für den 
sie erhoben werden sollen, darzulegen. 

(2) Wird eine Maßnahme nach § 100g 
Absatz 1 bis 3 oder § 100k Absatz 1, Ab-
satz 1a oder Absatz 2 angeordnet oder ver-
längert, sind in der Begründung einzelfallbe-
zogen insbesondere die wesentlichen Erwä-
gungen zur Erforderlichkeit und Angemes-
senheit der Maßnahme, auch hinsichtlich 
des Umfangs der zu erhebenden Daten und 
des Zeitraums, für den sie erhoben werden 
sollen, darzulegen. 
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(3) Personenbezogene Daten, die 
durch Maßnahmen nach § 100g oder § 100k 
Absatz 1 oder Absatz 2 erhoben wurden, 
sind entsprechend zu kennzeichnen und un-
verzüglich auszuwerten. Bei der Kennzeich-
nung ist erkennbar zu machen, ob es sich 
um Daten handelt, die nach § 176 des Tele-
kommunikationsgesetzes gespeichert wa-
ren. Nach einer Übermittlung an eine andere 
Stelle ist die Kennzeichnung durch diese 
aufrechtzuerhalten. Für die Löschung per-
sonenbezogener Daten gilt § 101 Absatz 8 
entsprechend. 

(3) Personenbezogene Daten, die 
durch Maßnahmen nach § 100g Absatz 1 
bis 3 oder § 100k Absatz 1, 1a oder Absatz 
2 erhoben wurden, sind entsprechend zu 
kennzeichnen und unverzüglich auszuwer-
ten. Bei der Kennzeichnung ist erkennbar zu 
machen, ob es sich um Daten handelt, die 
nach § 176 des Telekommunikationsgeset-
zes gespeichert waren. Nach einer Über-
mittlung an eine andere Stelle ist die Kenn-
zeichnung durch diese aufrechtzuerhalten. 
Für die Löschung personenbezogener Da-
ten gilt § 101 Absatz 8 entsprechend. 

(4) Verwertbare personenbezogene 
Daten, die durch Maßnahmen nach § 100g 
Absatz 2, auch in Verbindung mit § 100g Ab-
satz 1 Satz 3 oder Absatz 3 Satz 2, erhoben 
wurden, dürfen ohne Einwilligung der Betei-
ligten der betroffenen Telekommunikation 
nur für folgende andere Zwecke und nur 
nach folgenden Maßgaben verwendet wer-
den:  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. in anderen Strafverfahren zur Aufklä-
rung einer Straftat, auf Grund derer eine 
Maßnahme nach § 100g Absatz 2, auch 
in Verbindung mit § 100g Absatz 1 Satz 
3 oder Absatz 3 Satz 2, angeordnet 
werden könnte, oder zur Ermittlung des 
Aufenthalts der einer solchen Straftat 
beschuldigten Person, 

 

2. Übermittlung zu Zwecken der Abwehr 
von konkreten Gefahren für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person oder für den 
Bestand des Bundes oder eines Landes 
(§ 177 Absatz 1 Nummer 2 des Tele-
kommunikationsgesetzes). 
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Die Stelle, die die Daten weiterleitet, macht 
die Weiterleitung und deren Zweck akten-
kundig. Sind die Daten nach Satz 1 Nummer 
2 nicht mehr zur Abwehr der Gefahr oder 
nicht mehr für eine vorgerichtliche oder ge-
richtliche Überprüfung der zur Gefahrenab-
wehr getroffenen Maßnahmen erforderlich, 
so sind Aufzeichnungen über diese Daten 
von der für die Gefahrenabwehr zuständi-
gen Stelle unverzüglich zu löschen. Die Lö-
schung ist aktenkundig zu machen. Soweit 
die Löschung lediglich für eine etwaige vor-
gerichtliche oder gerichtliche Überprüfung 
zurückgestellt ist, dürfen die Daten nur für 
diesen Zweck verwendet werden; für eine 
Verwendung zu anderen Zwecken sind sie 
zu sperren. 

 

(5) Sind verwertbare personenbezo-
gene Daten, die nach § 176 des Telekom-
munikationsgesetzes gespeichert waren, 
durch eine entsprechende polizeirechtliche 
Maßnahme erlangt worden, dürfen sie in ei-
nem Strafverfahren ohne Einwilligung der 
Beteiligten der betroffenen Telekommunika-
tion nur zur Aufklärung einer Straftat, auf 
Grund derer eine Maßnahme nach § 100g 
Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3 
Satz 2, angeordnet werden könnte, oder zur 
Ermittlung des Aufenthalts der einer solchen 
Straftat beschuldigten Person verwendet 
werden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die Beteiligten der betroffenen Te-
lekommunikation und die betroffenen Nut-
zer des Telemediendienstes sind von der 
Erhebung der Verkehrsdaten nach § 100g 
oder der Nutzungsdaten nach § 100k Ab-
satz 1 und 2 zu benachrichtigen. § 101 Ab-
satz 4 Satz 2 bis 5 und Absatz 5 bis 7 gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, dass  

(6) Die Beteiligten der betroffenen Te-
lekommunikation und die betroffenen Nut-
zer des Telemediendienstes sind von der 
Erhebung der Verkehrsdaten nach § 100g 
Absatz 1 bis 3 oder der Nutzungsdaten 
nach § 100k Absatz 1 bis 2 zu benachrich-
tigen. § 101 Absatz 4 Satz 2 bis 5 und Ab-
satz 5 bis 7 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass  

1. das Unterbleiben der Benachrichtigung 
nach § 101 Absatz 4 Satz 3 der Anord-
nung des zuständigen Gerichts bedarf; 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. abweichend von § 101 Absatz 6 Satz 1 
die Zurückstellung der Benachrichti-
gung nach § 101 Absatz 5 Satz 1 stets 
der Anordnung des zuständigen Ge-
richts bedarf und eine erstmalige Zu-
rückstellung auf höchstens zwölf Mo-
nate zu befristen ist. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(7) Die betroffene Person ist in den 
Fällen des § 100k Absatz 3 über die Beaus-
kunftung zu benachrichtigen. Die Benach-
richtigung erfolgt, soweit und sobald hier-
durch der Zweck der Beauskunftung nicht 
vereitelt wird. Sie unterbleibt, wenn ihr über-
wiegende schutzwürdige Belange Dritter o-
der der betroffenen Person selbst entgegen-
stehen. Wird die Benachrichtigung nach 
Satz 2 zurückgestellt oder nach Satz 3 von 
ihr abgesehen, sind die Gründe aktenkundig 
zu machen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

§ 101b § 101b 

Statistische Erfassung; Berichtspflich-
ten 

Statistische Erfassung; Berichtspflich-
ten 

[…] u n v e r ä n d e r t  

(5) In den Übersichten über Maßnah-
men nach § 100g sind anzugeben:  

(5) In den Übersichten über Maßnah-
men nach § 100g sind anzugeben:  

1. unterschieden nach Maßnahmen nach 
§ 100g Absatz 1, 2 und 3  

1. unterschieden nach Maßnahmen nach 
§ 100g Absatz 1 bis 1b, 2, 3 und 6 

a) die Anzahl der Verfahren, in denen 
diese Maßnahmen durchgeführt 
wurden; 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) die Anzahl der Erstanordnungen, 
mit denen diese Maßnahmen an-
geordnet wurden; 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) die Anzahl der Verlängerungsan-
ordnungen, mit denen diese Maß-
nahmen angeordnet wurden; 

c) u n v e r ä n d e r t  
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2. untergliedert nach der Anzahl der zu-
rückliegenden Wochen, für die die Er-
hebung von Verkehrsdaten angeordnet 
wurde, jeweils bemessen ab dem Zeit-
punkt der Anordnung  

2. untergliedert nach der Anzahl der zu-
rückliegenden Wochen, für die die Er-
hebung von Verkehrsdaten angeordnet 
wurde, jeweils bemessen ab dem Zeit-
punkt der Anordnung  

a) die Anzahl der Anordnungen nach 
§ 100g Absatz 1; 

a) die Anzahl der Anordnungen nach 
§ 100g Absatz 1 bis 1b; 

b) die Anzahl der Anordnungen nach 
§ 100g Absatz 2; 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) die Anzahl der Anordnungen nach 
§ 100g Absatz 3; 

c) u n v e r ä n d e r t  

 d) die Anzahl der Sicherungsanord-
nungen nach § 100g Absatz 6; 

d) die Anzahl der Anordnungen, die 
teilweise ergebnislos geblieben 
sind, weil die abgefragten Daten 
teilweise nicht verfügbar waren; 

e) u n v e r ä n d e r t  

e) die Anzahl der Anordnungen, die 
ergebnislos geblieben sind, weil 
keine Daten verfügbar waren. 

f) u n v e r ä n d e r t  

(6) In den Übersichten über Maßnah-
men nach § 100k sind jeweils unterschieden 
nach Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 
2 anzugeben:  

(6) In den Übersichten über Maßnah-
men nach § 100k sind jeweils unterschieden 
nach Maßnahmen nach den Absätzen 1, 1a 
und 2 anzugeben:  

1. die Anzahl der Verfahren, in denen 
Maßnahmen angeordnet worden sind; 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Anzahl der Anordnungen, unter-
schieden nach Erst- und Verlänge-
rungsanordnungen; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. untergliedert nach der Anzahl der zu-
rückliegenden Wochen, für die die Er-
hebung von Nutzungsdaten angeordnet 
wurde, jeweils bemessen ab dem Zeit-
punkt der Anordnung  

3. u n v e r ä n d e r t  

a) die Anzahl der Anordnungen, die 
teilweise ergebnislos geblieben 
sind, weil die abgefragten Daten 
teilweise nicht verfügbar waren; 
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b) die Anzahl der Anordnungen, die 
ergebnislos geblieben sind, weil 
keine Daten verfügbar waren. 
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 Artikel 2 

Einführungsgesetz zur Straf-
prozessordnung 

Einführungsgesetz zur Straf-
prozessordnung 

(StPOEG) 
vom: 01.02.1877 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 4 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I 

S. 234 

 

§ 12 § 12 

Übergangsregelung zum Gesetz zur Ein-
führung einer Speicherpflicht und einer 
Höchstspeicherfrist für Verkehrsdaten 

Übergangsregelung zum Gesetz zur Ein-
führung einer Sicherungsanordnung für 
Verkehrsdaten in der Strafprozessord-

nung 

(1) Nach § 96 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 des Telekommunikationsgesetzes gespei-
cherte Standortdaten dürfen erhoben wer-
den bis zum 29. Juli 2017 auf der Grundlage 
des § 100g Absatz 1 der Strafprozessord-
nung in der bis zum Inkrafttreten des Geset-
zes zur Einführung einer Speicherpflicht und 
einer Höchstspeicherfrist für Verkehrsdaten 
vom 10. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2218) 
geltenden Fassung. 

Übersichten nach § 101b Absatz 5 
der Strafprozessordnung in der vom … 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
nach Artikel 8 dieses Gesetzes] an gel-
tenden Fassung sind erstmalig für das 
auf den … [einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens nach Artikel 8 dieses Gesetzes] 
folgende Berichtsjahr zu erstellen. Für 
die vorangehenden Berichtsjahre ist § 
101b Absatz 5 der Strafprozessordnung 
in der bis einschließlich … [einsetzen: 
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten 
nach Artikel 11 dieses Gesetzes] gelten-
den Fassung anzuwenden. 
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kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

(2) Die Übersicht nach § 101b der 
Strafprozessordnung in der Fassung des Ar-
tikels 1 des Gesetzes vom 10. Dezember 
2015 (BGBl. I S. 2218) ist erstmalig für das 
Berichtsjahr 2018 zu erstellen. Für die vo-
rangehenden Berichtsjahre ist § 100g Ab-
satz 4 der Strafprozessordnung in der bis 
zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Einfüh-
rung einer Speicherpflicht und einer Höchst-
speicherfrist für Verkehrsdaten geltenden 
Fassung anzuwenden. 

entfällt 
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Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
einer Sicherungsanordnung für Ver-

kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

 Artikel 3  

(Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetz - JVEG) 

vom: 05.05.2004 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 5 des Gesetzes 

vom 7. Oktober 2024 (BGBl. 
2024 I S. 302)  

(Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetz - JVEG) 

 

§ 23 § 23 

Entschädigung Dritter Entschädigung Dritter 

(1) Soweit von denjenigen, die Tele-
kommunikationsdienste erbringen oder da-
ran mitwirken (Telekommunikationsunter-
nehmen), Anordnungen zur Überwachung 
der Telekommunikation umgesetzt oder 
Auskünfte erteilt werden, für die in der An-
lage 3 zu diesem Gesetz besondere Ent-
schädigungen bestimmt sind, bemisst sich 
die Entschädigung ausschließlich nach die-
ser Anlage. 

(1) Soweit von denjenigen, die Tele-
kommunikationsdienste erbringen oder da-
ran mitwirken (Telekommunikationsunter-
nehmen), Anordnungen zur Überwachung 
der Telekommunikation oder Sicherungs-
anordnungen umgesetzt oder Auskünfte 
erteilt werden, für die in der Anlage 3 zu die-
sem Gesetz besondere Entschädigungen 
bestimmt sind, bemisst sich die Entschädi-
gung ausschließlich nach dieser Anlage. 

(2) Dritte, die aufgrund einer gerichtli-
chen Anordnung nach § 142 Abs. 1 Satz 1 
oder § 144 Abs. 1 der Zivilprozessordnung 
Urkunden, sonstige Unterlagen oder andere 
Gegenstände vorlegen oder deren Inaugen-
scheinnahme dulden, sowie Dritte, die auf-
grund eines Beweiszwecken dienenden Er-
suchens der Strafverfolgungs- oder Verfol-
gungsbehörde  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Gegenstände herausgeben (§ 95 Abs. 
1, § 98a der Strafprozessordnung) oder 
die Pflicht zur Herausgabe entspre-
chend einer Anheimgabe der Strafver-
folgungs- oder Verfolgungsbehörde ab-
wenden oder 

 

2. in anderen als den in Absatz 1 genann-
ten Fällen Auskunft erteilen, 
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werden wie Zeugen entschädigt. Bedient 
sich der Dritte eines Arbeitnehmers oder ei-
ner anderen Person, werden ihm die Auf-
wendungen dafür (§ 7) im Rahmen des § 22 
ersetzt; § 19 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch in den Fällen 
der Ermittlung von Amts wegen nach § 26 
des Gesetzes über das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, sofern der Dritte 
nicht kraft einer gesetzlichen Regelung zur 
Herausgabe oder Auskunftserteilung ver-
pflichtet ist. 

 

(3) Die notwendige Benutzung einer 
eigenen Datenverarbeitungsanlage für Zwe-
cke der Rasterfahndung wird entschädigt, 
wenn die Investitionssumme für die im Ein-
zelfall benutzte Hard- und Software zusam-
men mehr als 10 000 Euro beträgt. Die Ent-
schädigung beträgt  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. bei einer Investitionssumme von mehr 
als 10 000 bis 25 000 Euro für jede 
Stunde der Benutzung 5 Euro; die ge-
samte Benutzungsdauer ist auf volle 
Stunden aufzurunden; 

 

2. bei sonstigen Datenverarbeitungsanla-
gen  

 

a) neben der Entschädigung nach Ab-
satz 2 für jede Stunde der Benut-
zung der Anlage bei der Entwick-
lung eines für den Einzelfall erfor-
derlichen, besonderen Anwen-
dungsprogramms 10 Euro und 

 

b) für die übrige Dauer der Benutzung 
einschließlich des hierbei erforder-
lichen Personalaufwands ein Zehn-
millionstel der Investitionssumme 
je Sekunde für die Zeit, in der die 
Zentraleinheit belegt ist (CPU-Se-
kunde), höchstens 0,30 Euro je 
CPU-Sekunde. 

 

Die Investitionssumme und die verbrauchte 
CPU-Zeit sind glaubhaft zu machen. 
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kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

(4) Der eigenen elektronischen Daten-
verarbeitungsanlage steht eine fremde 
gleich, wenn die durch die Auskunftsertei-
lung entstandenen direkt zurechenbaren 
Kosten (§ 7) nicht sicher feststellbar sind. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

Anlage 3 Anlage 3 

(zu § 23 Abs. 1) (zu § 23 Abs. 1) 

 

Geltendes Recht 

Nr.  Tätigkeit Höhe 

Allgemeine Vorbemerkung: 
  (1) Die Entschädigung nach dieser Anlage schließt alle mit der Erledigung des Ersuchens der Strafverfol-
gungsbehörde verbundenen Tätigkeiten des Telekommunikationsunternehmens sowie etwa anfallende 
sonstige Aufwendungen (§ 7 JVEG) ein. 
  (2) Für Leistungen, die die Strafverfolgungsbehörden über eine zentrale Kontaktstelle des Generalbun-
desanwalts, des Bundeskriminalamtes, der Bundespolizei oder des Zollkriminalamtes oder über entspre-
chende für ein Bundesland oder für mehrere Bundesländer zuständige Kontaktstellen anfordern und ab-
rechnen, ermäßigen sich die Entschädigungsbeträge nach den Nummern 100, 101, 300 bis 321 und 400 
bis 402 um 20 Prozent, wenn bei der Anforderung darauf hingewiesen worden ist, dass es sich bei der an-
fordernden Stelle um eine zentrale Kontaktstelle handelt. 

 
Abschnitt 1 

Überwachung der Telekommunikation 
 

Vorbemerkung 1: 
  (1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für die Heranziehung im Zusammenhang mit Funktionsprü-
fungen der Aufzeichnungs- und Auswertungseinrichtungen der berechtigten Stellen entsprechend. 
  (2) Leitungskosten werden nur entschädigt, wenn die betreffende Leitung innerhalb des Überwachungs-
zeitraums mindestens einmal zur Übermittlung überwachter Telekommunikation an die Strafverfolgungsbe-
hörde genutzt worden ist. 
  (3) Für die Überwachung eines Voice-over-IP-Anschlusses oder eines Zugangs zu einem elektronischen 
Postfach richtet sich die Entschädigung für die Leitungskosten nach den Nummern 102 bis 104. Dies gilt 
auch für die Überwachung eines Mobilfunkanschlusses, es sei denn, dass auch die Überwachung des über 
diesen Anschluss abgewickelten Datenverkehrs angeordnet worden ist und für die Übermittlung von Daten 
Leitungen mit Übertragungsgeschwindigkeiten von mehr als 144 kbit/s genutzt werden müssen und auch 
genutzt worden sind. In diesem Fall richtet sich die Entschädigung einheitlich nach den Nummern 111 bis 
113. 
 

100 Umsetzung einer Anordnung zur Überwachung der Telekommunikation, unabhän-
gig von der Zahl der dem Anschluss zugeordneten Kennungen: 
je Anschluss.......... 

  100,00 € 

   Mit der Entschädigung ist auch der Aufwand für die Abschaltung der Maßnahme 
entgolten. 

 

101 Verlängerung einer Maßnahme zur Überwachung der Telekommunikation oder 
Umschaltung einer solchen Maßnahme auf Veranlassung der Strafverfolgungsbe-
hörde auf einen anderen Anschluss dieser Stelle .......... 

   35,00 € 

 Leitungskosten für die Übermittlung der zu überwachenden Telekommunikation: 
für jeden überwachten Anschluss, 

 

102 –  wenn die Überwachungsmaßnahme nicht länger als eine Woche dauert 
.......... 

   24,00 € 
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103 –  wenn die Überwachungsmaßnahme länger als eine Woche, jedoch nicht län-
ger als zwei Wochen dauert .......... 

   42,00 € 

104 –  wenn die Überwachungsmaßnahme länger als zwei Wochen dauert: 
je angefangenen Monat .......... 

   75,00 € 

 Der überwachte Anschluss ist ein ISDN-Basisanschluss:  

105 –  Die Entschädigung nach Nummer 102 beträgt ..........    40,00 € 

106 –  Die Entschädigung nach Nummer 103 beträgt ..........     70,00 € 

107 –  Die Entschädigung nach Nummer 104 beträgt ..........   125,00 € 

 Der überwachte Anschluss ist ein ISDN-Primärmultiplexanschluss:  

108 –  Die Entschädigung nach Nummer 102 beträgt ..........   490,00 € 

109 –  Die Entschädigung nach Nummer 103 beträgt ..........   855,00 € 

110 –  Die Entschädigung nach Nummer 104 beträgt .......... 1 525,00 € 

 Der überwachte Anschluss ist ein digitaler Teilnehmeranschluss mit einer Übertra-
gungsgeschwindigkeit von mehr als 144 kbit/s, aber kein ISDN-Primärmultiplexan-
schluss: 

 

111 –  Die Entschädigung nach Nummer 102 beträgt ..........    65,00 € 

112 –  Die Entschädigung nach Nummer 103 beträgt ..........   110,00 € 

113 –  Die Entschädigung nach Nummer 104 beträgt ..........   200,00 € 

 
Abschnitt 2 

Auskünfte über Bestandsdaten 
 

200 Auskunft über Bestandsdaten nach § 3 Nr. 6 TKG, sofern 
 1. die Auskunft nicht über das automatisierte Auskunftsverfahren nach § 173 TKG 
erteilt werden kann und die Unmöglichkeit der Auskunftserteilung auf diesem Wege 
nicht vom Unternehmen zu vertreten ist und 
 2. für die Erteilung der Auskunft nicht auf Verkehrsdaten zurückgegriffen werden 
muss: 
 je angefragten Kundendatensatz .......... 

   18,00 € 

201 Auskunft über Bestandsdaten, zu deren Erteilung auf Verkehrsdaten zurückgegrif-
fen werden muss: 
 für bis zu 10 in demselben Verfahren gleichzeitig angefragte Kennungen, die der 
Auskunftserteilung zugrunde liegen .......... 

   35,00 € 

   Bei mehr als 10 angefragten Kennungen wird die Pauschale für jeweils bis zu 10 
weitere Kennungen erneut gewährt. Kennung ist auch eine IP-Adresse. 

 

202 Es muss auf Verkehrsdaten nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG zurückgegriffen werden: 
 Die Pauschale 201 beträgt .......... 

   40,00 € 

 
Abschnitt 3 

Auskünfte über Verkehrsdaten 
 

300 Auskunft über gespeicherte Verkehrsdaten: 
 für jede Kennung, die der Auskunftserteilung zugrunde liegt .......... 

   30,00 € 

  Die Mitteilung der die Kennung betreffenden Standortdaten ist mit abgegolten.  

301 Für die Auskunft muss auf Verkehrsdaten nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG zurückge-
griffen werden: 
 Die Pauschale 300 beträgt .......... 

   35,00 € 

302 Die Auskunft wird im Fall der Nummer 300 aufgrund eines einheitlichen Ersuchens 
auch oder ausschließlich für künftig anfallende Verkehrsdaten zu bestimmten Zeit-
punkten erteilt: 
 für die zweite und jede weitere in dem Ersuchen verlangte Teilauskunft .......... 

   10,00 € 

303 Auskunft über gespeicherte Verkehrsdaten zu Verbindungen, die zu einer be-
stimmten Zieladresse hergestellt wurden, durch Suche in allen Datensätzen der 

   90,00 € 
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abgehenden Verbindungen eines Betreibers (Zielwahlsuche): 
 je Zieladresse .......... 

  Die Mitteilung der Standortdaten der Zieladresse ist mit abgegolten.  

304 Für die Auskunft muss auf Verkehrsdaten nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG zurückge-
griffen werden: 
 Die Pauschale 303 beträgt .......... 

  110,00 € 

305 Die Auskunft wird im Fall der Nummer 303 aufgrund eines einheitlichen Ersuchens 
auch oder ausschließlich für künftig anfallende Verkehrsdaten zu bestimmten Zeit-
punkten erteilt: 
 für die zweite und jede weitere in dem Ersuchen verlangte Teilauskunft .......... 

   70,00 € 

306 Auskunft über gespeicherte Verkehrsdaten für eine von der Strafverfolgungsbe-
hörde benannte Funkzelle (Funkzellenabfrage) .......... 

   30,00 € 

307 Für die Auskunft muss auf Verkehrsdaten nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG zurückge-
griffen werden: 
 Die Pauschale 306 beträgt .......... 

   35,00 € 

308 Auskunft über gespeicherte Verkehrsdaten für mehr als eine von der Strafverfol-
gungsbehörde benannte Funkzelle: 
 Die Pauschale 306 erhöht sich für jede weitere Funkzelle um .......... 

    4,00 € 

309 Auskunft über gespeicherte Verkehrsdaten für mehr als eine von der Strafverfol-
gungsbehörde benannte Funkzelle und für die Auskunft muss auf Verkehrsdaten 
nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG zurückgegriffen werden: 
 Die Pauschale 306 erhöht sich für jede weitere Funkzelle um .......... 

    5,00 € 

310 Auskunft über gespeicherte Verkehrsdaten in Fällen, in denen lediglich Ort und 
Zeitraum bekannt sind: 
 Die Abfrage erfolgt für einen bestimmten, durch eine Adresse bezeichneten Stand-
ort .......... 

   60,00 € 

311 Für die Auskunft muss auf Verkehrsdaten nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG zurückge-
griffen werden: 
 Die Pauschale 310 beträgt .......... 

   70,00 € 

 Die Auskunft erfolgt für eine Fläche:  

312 –  Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt 
nicht mehr als 10 Kilometer: 
Die Pauschale 310 beträgt .......... 

  190,00 € 

313 –  Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt 
mehr als 10, aber nicht mehr als 25 Kilometer: 
Die Pauschale 310 beträgt .......... 

  490,00 € 

314 –  Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt 
mehr als 25, aber nicht mehr als 45 Kilometer: 
Die Pauschale 310 beträgt .......... 

  930,00 € 

 Liegen die am weitesten voneinander entfernten Punkte mehr als 45 Kilometer aus-
einander, ist für den darüber hinausgehenden Abstand die Entschädigung nach 
den Nummern 312 bis 314 gesondert zu berechnen. 

 

 Die Auskunft erfolgt für eine Fläche und es muss auf Verkehrsdaten nach § 176 
Abs. 2 bis 4 TKG zurückgegriffen werden: 

 

315 –  Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt 
nicht mehr als 10 Kilometer: 
Die Pauschale 310 beträgt .......... 

  230,00 € 

316 –  Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt 
mehr als 10, aber nicht mehr als 25 Kilometer: 
Die Pauschale 310 beträgt .......... 

  590,00 € 

317 –  Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt 
mehr als 25, aber nicht mehr als 45 Kilometer: 
Die Pauschale 310 beträgt .......... 

1 120,00 € 

 Liegen die am weitesten voneinander entfernten Punkte mehr als 45 Kilometer aus-
einander, ist für den darüber hinausgehenden Abstand die Entschädigung nach 
den Nummern 315 bis 317 gesondert zu berechnen. 
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318 Die Auskunft erfolgt für eine bestimmte Wegstrecke: 
Die Pauschale 310 beträgt für jeweils angefangene 10 Kilometer Länge .......... 

  110,00 € 

319 Die Auskunft erfolgt für eine bestimmte Wegstrecke und es muss auf Verkehrsda-
ten nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG zurückgegriffen werden: 
Die Pauschale 310 beträgt für jeweils angefangene 10 Kilometer Länge .......... 

  130,00 € 

320 Umsetzung einer Anordnung zur Übermittlung künftig anfallender Verkehrsdaten in 
Echtzeit: 
 je Anschluss .......... 

  100,00 € 

  Mit der Entschädigung ist auch der Aufwand für die Abschaltung der Übermittlung 
und die Mitteilung der den Anschluss betreffenden Standortdaten entgolten. 

 

321 Verlängerung der Maßnahme im Fall der Nummer 320 ..........    35,00 € 

 Leitungskosten für die Übermittlung der Verkehrsdaten in den Fällen der Nummern 
320 und 321: 

 

322 –  wenn die angeordnete Übermittlung nicht länger als eine Woche dauert 
.......... 

    8,00 € 

323 –  wenn die angeordnete Übermittlung länger als eine Woche, aber nicht länger 
als zwei Wochen dauert .......... 

   14,00 € 

324 –  wenn die angeordnete Übermittlung länger als zwei Wochen dauert: 
je angefangenen Monat .......... 

   25,00 € 

325 Übermittlung der Verkehrsdaten auf einem Datenträger ..........     10,00 € 

 
Abschnitt 4 

Sonstige Auskünfte 
 

400 Auskunft über den letzten dem Netz bekannten Standort eines Mobiltelefons 
(Standortabfrage) .......... 

   90,00 € 

401 Im Fall der Nummer 400 muss auf Verkehrsdaten nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG 
zurückgegriffen werden: 
 Die Pauschale 400 beträgt .......... 

   110,00 € 

402 Auskunft über die Struktur von Funkzellen: 
 je Funkzelle .......... 

   35,00 € 

 

Änderung durch Gesetzentwurf 

Nr.  Tätigkeit Höhe 

Allgemeine Vorbemerkung: 
  (1) Die Entschädigung nach dieser Anlage schließt alle mit der Erledigung des Ersuchens der Strafverfol-
gungsbehörde verbundenen Tätigkeiten des Telekommunikationsunternehmens sowie etwa anfallende 
sonstige Aufwendungen (§ 7 JVEG) ein. 
  (2) Für Leistungen, die die Strafverfolgungsbehörden über eine zentrale Kontaktstelle des Generalbundes-
anwalts, des Bundeskriminalamtes, der Bundespolizei oder des Zollkriminalamtes oder über entsprechende 
für ein Bundesland oder für mehrere Bundesländer zuständige Kontaktstellen anfordern und abrechnen, er-
mäßigen sich die Entschädigungsbeträge nach den Nummern 100, 101, 300 bis 321 sowie nach den Ab-
schnitten 4 bis 6 um 20 Prozent, wenn bei der Anforderung darauf hingewiesen worden ist, dass es sich 
bei der anfordernden Stelle um eine zentrale Kontaktstelle handelt. 

 
Abschnitt 1 

Überwachung der Telekommunikation 
 

[unverändert] 

 
Abschnitt 2 

Auskünfte über Bestandsdaten 
 

[unverändert] 
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Abschnitt 3 

Auskünfte über Verkehrsdaten ohne vorausgegangene Sicherungsanordnung 
 

[unverändert] 

 
Abschnitt 4 

Sonstige Auskünfte ohne vorausgegangene Sicherungsanordnung 

 

[unverändert] 

Abschnitt 5 

Sicherung von Daten 

500 Sicherung von Verkehrsdaten: 
für jede Kennung, die der Sicherungsanordnung zugrunde liegt

 ...................................................................................................................................  
Die Sicherung der die Kennung betreffenden Standortdaten ist mit abgegolten. 

 
30,00 € 

501 Sicherung von Verkehrsdaten zu Verbindungen, die zu einer bestimmten 
Zieladresse hergestellt wurden, durch Suche in allen Datensätzen der abge-
henden Verbindungen eines Betreibers: 
je Zieladresse

 ...................................................................................................................................  
Die Sicherung der Standortdaten der Zieladresse ist mit abgegolten. 

 
 

 
90,00 € 

502 Sicherung von Verkehrsdaten für eine von der Strafverfolgungsbehörde be-
nannte Funkzelle

 ...................................................................................................................................  

 
30,00 € 

503 Sicherung von Verkehrsdaten für mehr als eine von der Strafverfolgungsbe-
hörde benannte Funkzelle: 
Die Pauschale 502 erhöht sich für jede weitere Funkzelle um

 ...................................................................................................................................  

 

 
4,00 € 

504 Sicherung von Verkehrsdaten in Fällen, in denen lediglich Ort und Zeitraum 
bekannt sind: 
Die Sicherung erfolgt für einen bestimmten, durch eine Adresse bezeichneten 
Standort

 ...................................................................................................................................  

 
 

 
60,00 € 

 Die Sicherung erfolgt für eine Fläche:  

505 Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt nicht 
mehr als 10 Kilometer: 
Die Entschädigung nach Nummer 504 beträgt

 ...................................................................................................................................  

 

 
190,00 € 

506 Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt mehr 
als 10 und nicht mehr als 25 Kilometer: 
Die Entschädigung nach Nummer 504 beträgt

 ...................................................................................................................................  

 

 
490,00 € 

507 Die Entfernung der am weitesten voneinander entfernten Punkte beträgt mehr 
als 25, aber nicht mehr als 45 Kilometer: 
Die Entschädigung nach Nummer 504 beträgt

 ...................................................................................................................................  
Liegen die am weitesten voneinander entfernten Punkte mehr als 45 Kilometer ausei-

nander, ist für den darüber hinausgehenden Abstand die Entschädigung nach den 
Nummern 505 bis 507 gesondert zu berechnen. 

 

 
930,00 € 

508 Die Sicherung erfolgt für eine bestimmte Wegstrecke: 
Die Entschädigung nach Nummer 504 beträgt für jeweils angefangene 10 Ki-
lometer Länge

 ...................................................................................................................................  

 

 
110,00 € 

509 Sicherung des letzten dem Netz bekannten Standortes eines Mobiltelefons

 ...................................................................................................................................  
90,00 € 



 - 8 -   

 

510 Verlängerung der Speicherung gesicherter Daten für jeden der in den Num-
mern 500 bis 502 und 504 bis 509 genannten Fällen

 ...................................................................................................................................  

 
20,00 € 

Abschnitt 6 

Auskünfte nach vorausgegangener Sicherungsanordnung 

600 Auskunft über Daten, soweit eine nach Abschnitt 5 zu entschädigende Siche-
rungsanordnung vorausgegangen ist: 
je Auskunftsersuchen

 ...................................................................................................................................  

 
 

20,00 € 
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Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
einer Sicherungsanordnung für Ver-

kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

 Artikel 4 

Telekommunikationsgesetz Telekommunikationsgesetz 

(TKG 2021) 
vom: 23.06.2021 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 35 des Gesetzes 
vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I 

Nr. 149) 
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grund von Sicherungsanordnungen 

[…] u n v e r ä n d e r t  

 § 174a 

 Pflichten zur Speicherung von Verkehrs-
daten aufgrund von Sicherungsanord-

nungen 



 - 2 -   

 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
einer Sicherungsanordnung für Ver-

kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

 (1) Anbieter öffentlich zugänglicher 
Telekommunikationsdienste, bei denen 
es sich nicht um nummernunabhängige 
interpersonelle Telekommunikations-
dienste handelt, sind verpflichtet, die bei 
der Nutzung des Dienstes bereits erzeug-
ten oder verarbeiteten und noch vorhan-
denen sowie künftig anfallenden Ver-
kehrsdaten (§§ 9 und 12 des Telekommu-
nikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-
Gesetzes) aufgrund einer Sicherungsan-
ordnung nach § 100g Absatz 6 der Straf-
prozessordnung unverzüglich zu si-
chern. Die Sicherung hat dadurch zu er-
folgen, dass bereits gespeicherte Daten 
für die in der Sicherungsanordnung ge-
nannte Frist nicht gelöscht werden und 
künftig anfallende Daten gespeichert und 
für die in der Sicherungsanordnung ge-
nannte Frist nicht gelöscht werden. Die 
Speicherung der Verkehrsdaten hat so 
zu erfolgen, dass die Übermittlung an 
Strafverfolgungsbehörden nach Absatz 
4 unverzüglich erfolgen kann. Der Inhalt 
der Kommunikation, Daten über aufgeru-
fene Internetseiten und Daten von Diens-
ten der elektronischen Post dürfen auf-
grund dieser Vorschrift nicht gespei-
chert werden. 

 (2) Daten, die den in § 11 Absatz 5 
des Telekommunikation-Telemedien-Da-
tenschutz-Gesetzes genannten Verbin-
dungen zugrunde liegen, dürfen auf-
grund dieser Vorschrift nicht gespei-
chert werden. Dies gilt entsprechend für 
Telefonverbindungen, die von den in § 11 
Absatz 5 des Telekommunikation-Tele-
medien-Datenschutz-Gesetzes genann-
ten Stellen ausgehen. § 11 Absatz 6 des 
Telekommunikation-Telemedien-Daten-
schutz-Gesetzes gilt entsprechend. 
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einer Sicherungsanordnung für Ver-

kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

 (3) Der nach Absatz 1 Satz 1 Ver-
pflichtete hat sicherzustellen, dass die 
aufgrund von Sicherungsanordnungen 
nach § 100g Absatz 6 der Strafprozess-
ordnung gesicherten Daten durch techni-
sche und organisatorische Maßnahmen 
nach dem Stand der Technik gegen un-
befugte Kenntnisnahme und Verwen-
dung geschützt werden. Die ergriffenen 
Schutzmaßnahmen sind im Sicherheits-
konzept nach § 166 Absatz 1 Nummer 3 
darzustellen. Die Speicherung und irre-
versible Löschung der Daten erfolgt 
nach Maßgabe der Rechtsverordnung 
nach § 170 Absatz 5 und der Techni-
schen Richtlinie nach § 170 Absatz 6. 

 (4) Die aufgrund von Sicherungsan-
ordnungen nach § 100g Absatz 6 der 
Strafprozessordnung gesicherten Ver-
kehrsdaten dürfen an eine Strafverfol-
gungsbehörde übermittelt werden, so-
weit diese die Übermittlung unter Beru-
fung auf eine gesetzliche Bestimmung 
verlangt, die ihr eine Erhebung dieser 
Verkehrsdaten zur Verfolgung von Straf-
taten erlaubt. Die aufgrund von Siche-
rungsanordnungen nach § 100g Absatz 6 
der Strafprozessordnung gesicherten 
Verkehrsdaten dürfen auch für eine Aus-
kunft nach § 174 Absatz 1 Satz 3 verwen-
det werden. Für andere Zwecke dürfen 
diese Verkehrsdaten, soweit sie allein 
aufgrund der Sicherungsanordnung 
nach § 100g Absatz 6 der Strafprozess-
ordnung gesichert wurden, von dem 
nach Absatz 1 Satz 1 Verpflichteten nicht 
verwendet werden. Die Übermittlung der 
Daten erfolgt nach Maßgabe der Rechts-
verordnung nach § 170 Absatz 5 und der 
Technischen Richtlinie nach § 170 Ab-
satz 6. Die Daten sind so zu kennzeich-
nen, dass erkennbar ist, dass es sich um 
Daten handelt, die aufgrund einer Siche-
rungsanordnung nach § 100g Absatz 6 
der Strafprozessordnung gesichert wa-
ren. Nach Übermittlung an eine andere 
Stelle ist die Kennzeichnung durch diese 
aufrechtzuerhalten. 
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Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
einer Sicherungsanordnung für Ver-

kehrsdaten in der Strafprozessordnung 

 (5) Der nach Absatz 1 Satz 1 Ver-
pflichtete hat Verkehrsdaten, die auf-
grund von Sicherungsanordnungen 
nach § 100g Absatz 6 der Strafprozess-
ordnung gesichert wurden, unverzüglich 
nach Ablauf der in der Sicherungsanord-
nung genannten Frist nach dem Stand 
der Technik irreversibel zu löschen oder 
die irreversible Löschung sicherzustel-
len. Die §§ 9 und 12 des Telekommunika-
tion-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 228 § 228 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder leichtfertig einer vollziehbaren 
Anordnung nach § 203 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2 zuwiderhandelt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

[…] u n v e r ä n d e r t  

 56a. entgegen § 174a Absatz 4 dort ge-
nannte Daten für andere als die dort ge-
nannten Zwecke verwendet, 

 56b. entgegen § 174a Absatz 5 Daten 
nicht rechtzeitig löscht oder die Lö-
schung nicht sicherstellt, 

[…] u n v e r ä n d e r t  
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 Artikel 5 

Verordnung über die techni-
sche und organisatorische Um-

setzung von Maßnahmen zur 
Überwachung der Telekommu-

nikation 

Verordnung über die techni-
sche und organisatorische Um-

setzung von Maßnahmen zur 
Überwachung der Telekommu-

nikation 

(Telekommunikations-Überwa-
chungsverordnung - TKÜV 

2005) 
vom: 03.11.2005 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 33 des Gesetzes 
vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I 

S. 149) 

 

§ 2 § 2 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung ist  Im Sinne dieser Verordnung ist  

1. Anordnung  1. Anordnung  

a) im Sinne der Teile 2 und 3 die An-
ordnung zur Überwachung der Te-
lekommunikation nach § 100e der 
Strafprozessordnung, § 10 des Ar-
tikel 10-Gesetzes, § 74 des Zoll-
fahndungsdienstgesetzes, § 51 
des Bundeskriminalamtgesetzes, § 
25 Absatz 1 Satz 1 des BND-Ge-
setzes oder nach Landesrecht und 

a) u n v e r ä n d e r t  
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b) im Sinne des Teils 4 die Anordnung 
zur Erteilung von Auskünften über 
Verkehrsdaten nach § 100g in Ver-
bindung mit § 101a Absatz 1 der 
Strafprozessordnung, § 8a Absatz 
1 Satz 1 Nummer 4 des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes, auch 
in Verbindung mit § 4a des MAD-
Gesetzes oder § 3 des BND-Geset-
zes, § 52 des Bundeskriminalamt-
gesetzes, § 77 des Zollfahndungs-
dienstgesetzes oder nach Landes-
recht; 

b) im Sinne des Teils 4 die Anordnung 
zur Erteilung von Auskünften über 
Verkehrsdaten nach § 100g Ab-
satz 1 bis 3 in Verbindung mit § 
101a Absatz 1 der Strafprozess-
ordnung, § 8a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes, auch in Ver-
bindung mit § 4a des MAD-Geset-
zes oder § 3 des BND-Gesetzes, § 
52 des Bundeskriminalamtgeset-
zes, § 77 des Zollfahndungsdienst-
gesetzes oder nach Landesrecht; 

[…] u n v e r ä n d e r t  

3. berechtigte Stelle  3. berechtigte Stelle  

a) im Sinne der Teile 2 und 3 die nach 
§ 100a Absatz 4 Satz 1 der Straf-
prozessordnung, § 1 Absatz 1 
Nummer 1 des Artikel 10-Geset-
zes, § 72 Absatz 1 des Zollfahn-
dungsdienstgesetzes, § 51 Absatz 
6 Satz 1 des Bundeskriminalamt-
gesetzes, den §§ 19, 24 oder 26 
des BND-Gesetzes oder nach Lan-
desrecht auf Grund der jeweiligen 
Anordnung zur Überwachung und 
Aufzeichnung der Telekommunika-
tion berechtigte Stelle und 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) im Sinne des Teils 4 die Stelle,  b) im Sinne des Teils 4 die Stelle,  

aa) die nach § 101a Absatz 1 in 
Verbindung mit § 100a Absatz 
4 Satz 1 der Strafprozessord-
nung, § 8a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes, auch in 
Verbindung mit § 4a des MAD-
Gesetzes oder § 3 des BND-
Gesetzes, § 52 des Bundeskri-
minalamtgesetzes, § 77 des 
Zollfahndungsdienstgesetzes 
oder nach Landesrecht auf 
Grund der jeweiligen Anord-
nung berechtigt ist, Auskunfts-
verlangen über nach den §§ 9 
und 12 des Telekommunika-
tion-Telemedien-Datenschutz-
Gesetzes erhobene Verkehrs-
daten zu stellen, oder 

aa) die nach § 101a in Verbindung 
mit § 100a Absatz 4 Satz 1 der 
Strafprozessordnung, § 8a Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 des 
Bundesverfassungsschutzge-
setzes, auch in Verbindung mit 
§ 4a des MAD-Gesetzes oder 
§ 3 des BND-Gesetzes, § 52 
des Bundeskriminalamtgeset-
zes, § 77 des Zollfahndungs-
dienstgesetzes oder nach Lan-
desrecht auf Grund der jeweili-
gen Anordnung berechtigt ist, 
Auskunftsverlangen über nach 
den §§ 9 und 12 des Telekom-
munikation-Digitale-
Dienste-Datenschutz-Geset-
zes  erhobene Verkehrsdaten 
zu stellen, oder 
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bb) der nach § 177 Absatz 1 Num-
mer 1 oder 2 des Telekommu-
nikationsgesetzes Auskünfte 
über nach § 176 des Telekom-
munikationsgesetzes gespei-
cherte Verkehrsdaten erteilt 
werden dürfen; 

bb) u n v e r ä n d e r t  

[…] u n v e r ä n d e r t  

§ 32 § 32 

Auskünfte über zurückliegende Ver-
kehrsdaten, zukünftige Verkehrsdaten, 

Verkehrsdaten in Echtzeit 

Auskünfte über zurückliegende Ver-
kehrsdaten, zukünftige Verkehrsdaten, 

Verkehrsdaten in Echtzeit 

(1) Die nach § 30 Verpflichteten haben 
Auskünfte auf Grundlage der nach den Vor-
schriften des Telekommunikationsgesetzes 
gespeicherten und zum Zeitpunkt der Aus-
kunftserteilung vorhandenen Daten zu ertei-
len. Dabei haben sie stets alle dem Aus-
kunftsverlangen zuzuordnenden Datens-
ätze bereitzustellen, die ihnen zum Zeit-
punkt der Auskunftserteilung vorliegen. Da-
tensätze, die erst nach einer technisch be-
dingten Wartezeit zur Verfügung stehen und 
einem bereits beauskunfteten Auskunftsver-
langen zuzuordnen sind, sind unverzüglich 
nachträglich zu übermitteln. Die berechtigte 
Stelle kann bereits bei der erstmaligen 
Übermittlung des Auskunftsverlangens An-
forderungen zur nachträglichen Übermitt-
lung von Datensätzen nach Satz 3 festle-
gen. Macht sie von dieser Möglichkeit Ge-
brauch, sind diese Anforderungen maßgeb-
lich für die nachträgliche Übermittlung nach 
Satz 3. Die berechtigte Stelle kann im Ein-
zelfall auch auf die nachträgliche Übermitt-
lung verzichten. 

(1) Die nach § 30 Verpflichteten haben 
Auskünfte auf Grundlage der nach den Vor-
schriften des Telekommunikationsgesetzes 
oder des Telekommunikation-Digitale-
Dienste-Datenschutz-Gesetzes gespei-
cherten und zum Zeitpunkt der Auskunftser-
teilung vorhandenen Daten zu erteilen. Da-
bei haben sie stets alle dem Auskunftsver-
langen zuzuordnenden Datensätze bereit-
zustellen, die ihnen zum Zeitpunkt der Aus-
kunftserteilung vorliegen. Datensätze, die 
erst nach einer technisch bedingten Warte-
zeit zur Verfügung stehen und einem bereits 
beauskunfteten Auskunftsverlangen zuzu-
ordnen sind, sind unverzüglich nachträglich 
zu übermitteln. Die berechtigte Stelle kann 
bereits bei der erstmaligen Übermittlung des 
Auskunftsverlangens Anforderungen zur 
nachträglichen Übermittlung von Datensät-
zen nach Satz 3 festlegen. Macht sie von 
dieser Möglichkeit Gebrauch, sind diese An-
forderungen maßgeblich für die nachträgli-
che Übermittlung nach Satz 3. Die berech-
tigte Stelle kann im Einzelfall auch auf die 
nachträgliche Übermittlung verzichten. 
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(2) In Fällen von Anordnungen zur Er-
teilung von Auskünften über Verkehrsdaten, 
die erst nach dem Zeitpunkt der Ausstellung 
der Anordnung anfallen (zukünftige Ver-
kehrsdaten), haben die nach § 30 Verpflich-
teten der jeweiligen berechtigten Stelle zu 
jeder sich auf diese Anordnung stützenden 
Anforderung Auskünfte über die der Anord-
nung zuzuordnenden Datensätze zu ertei-
len, die ihnen zum Zeitpunkt der Aus-
kunftserteilung vorliegen; dabei können sich 
in jeder aktuellen Auskunftserteilung auch 
Datensätze befinden, die zu vorhergehen-
den Anforderungen bereits mitgeteilt wur-
den. Die Häufigkeit und der Zeitabstand der 
jeweiligen Anforderungen liegt im aus-
schließlichen Ermessen der berechtigten 
Stelle. Im Rahmen von Anordnungen zur Er-
teilung von Auskünften über zukünftige Ver-
kehrsdaten können auch Auskünfte über 
Verkehrsdaten verlangt werden, die nach 
den Vorschriften des Telekommunikations-
gesetzes nicht gespeichert, aber im Rah-
men des Telekommunikationsvorganges er-
hoben werden; besondere Vorkehrungen 
zur Erteilung von derartigen Auskünften 
müssen jedoch nicht getroffen werden. 

(2) In Fällen von Anordnungen zur Er-
teilung von Auskünften über Verkehrsdaten, 
die erst nach dem Zeitpunkt der Ausstellung 
der Anordnung anfallen (zukünftige Ver-
kehrsdaten), haben die nach § 30 Verpflich-
teten der jeweiligen berechtigten Stelle zu 
jeder sich auf diese Anordnung stützenden 
Anforderung Auskünfte über die der Anord-
nung zuzuordnenden Datensätze zu ertei-
len, die ihnen zum Zeitpunkt der Aus-
kunftserteilung vorliegen; dabei können sich 
in jeder aktuellen Auskunftserteilung auch 
Datensätze befinden, die zu vorhergehen-
den Anforderungen bereits mitgeteilt wur-
den. Die Häufigkeit und der Zeitabstand der 
jeweiligen Anforderungen liegt im aus-
schließlichen Ermessen der berechtigten 
Stelle. Im Rahmen von Anordnungen zur Er-
teilung von Auskünften über zukünftige Ver-
kehrsdaten können auch Auskünfte über 
Verkehrsdaten verlangt werden, die nach 
den Vorschriften des Telekommunikations-
gesetzes oder des Telekommunikation-
Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes 
nicht gespeichert, aber im Rahmen des Te-
lekommunikationsvorganges erhoben wer-
den; besondere Vorkehrungen zur Erteilung 
von derartigen Auskünften müssen jedoch 
nicht getroffen werden. 

(3) Für die Umsetzung von Auskunfts-
verlangen über Verkehrsdaten in Echtzeit 
brauchen nur diejenigen Verpflichteten nach 
§ 30 Vorkehrungen zu treffen, die auch nach 
§ 3 verpflichtet sind, technische Vorkehrun-
gen für die Umsetzung von Überwachungs-
maßnahmen vorzuhalten. Für die Umset-
zung derartiger Auskunftsverlangen gilt ab-
weichend von § 31 Absatz 2 Satz 5 auch § 
12 Absatz 1 Satz 1 und 3 entsprechend. Die 
nach Satz 1 Verpflichteten können zur Um-
setzung derartiger Auskunftsverlangen ihre 
technischen Einrichtungen zur Umsetzung 
von Überwachungsmaßnahmen oder Ein-
richtungen, die in Bezug auf die bereitzustel-
lenden Daten nach § 7 gleichwertig sind, mit 
der Maßgabe nutzen, dass  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. die an die auskunftsberechtigte Stelle 
übermittelten Daten keine Nachrichten-
inhalte enthalten, 
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2. Standortdaten auch für lediglich emp-
fangsbereite Endgeräte erhoben und an 
die auskunftsberechtigte Stelle übermit-
telt werden und 

 

3. die Übermittlung von Standortdaten 
nach Nummer 2 derart eingeschränkt 
werden kann, dass sie für die Strafver-
folgungsbehörden nur nach Maßgabe 
des § 100g Absatz 1 der Strafprozess-
ordnung oder für eine andere aus-
kunftsberechtigte Stelle nur nach Maß-
gabe der für diese Stelle geltenden ge-
setzlichen Vorschriften erfolgt. 

 

(4) § 6 Absatz 4 gilt entsprechend; in 
Fällen von zeitweiligen Übermittlungshin-
dernissen, Störungen und Unterbrechungen 
gelten die §§ 10 und 13 entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 35 § 35 

Protokollierung Protokollierung 

Der Verpflichtete hat sicherzustellen, 
dass die Zugriffe auf seine für die Erteilung 
von Auskünften vorgehaltenen technischen 
Einrichtungen automatisch lückenlos proto-
kolliert werden. Dies gilt unabhängig davon, 
ob die Zugriffe darauf abzielen, Verkehrsda-
ten zugänglich zu machen, die nach den 
Vorschriften des Telekommunikationsgeset-
zes gespeichert wurden, oder Verkehrsda-
tenübermittlungen in Echtzeit einzurichten. 
Zu protokollieren sind:  

Der Verpflichtete hat sicherzustellen, 
dass die Zugriffe auf seine für die Erteilung 
von Auskünften vorgehaltenen technischen 
Einrichtungen automatisch lückenlos proto-
kolliert werden. Dies gilt unabhängig davon, 
ob die Zugriffe darauf abzielen, Verkehrsda-
ten zugänglich zu machen, die nach den 
Vorschriften des Telekommunikationsgeset-
zes oder des Telekommunikation-Digi-
tale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes ge-
speichert wurden, oder Verkehrsdatenüber-
mittlungen in Echtzeit einzurichten. Zu pro-
tokollieren sind:  

1. die Referenznummer des Auskunfts-
verlangens, der probeweisen Anwen-
dung nach § 34 Absatz 2 oder einer 
sonstigen Nutzung der technischen Ein-
richtungen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die tatsächlich eingegebene Kennung, 
auf Grund derer die Verkehrsdaten-
sätze ermittelt werden, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. die weiteren für die Suche verwendeten 
Daten einschließlich der Zeitpunkte 
(Datum und Uhrzeit auf der Grundlage 
der amtlichen Zeit), zwischen denen die 
Verkehrsdatensätze in Bezug auf die 
Kennung nach Nummer 2 erfasst wer-
den, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Angabe der Rechtsvorschrift (§§ 9 
oder 12 des Telekommunikation-Tele-
medien-Datenschutz-Gesetzes oder § 
176 des Telekommunikationsgeset-
zes), auf deren Grundlage die beaus-
kunfteten Verkehrsdaten gespeichert 
wurden, 

4. die Angabe der Rechtsvorschrift (§§ 9 
oder 12 des Telekommunikation-Tele-
medien-Datenschutz-Gesetzes oder § 
174a oder § 176 des Telekommunikati-
onsgesetzes), auf deren Grundlage die 
beauskunfteten Verkehrsdaten gespei-
chert wurden, 

5. die Adressierungsangabe des An-
schlusses, an den die ermittelten Ver-
kehrsdatensätze übermittelt werden, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. ein Merkmal zur Erkennbarkeit der Per-
sonen, die die Daten nach den Num-
mern 1 bis 5 auf Seiten des Verpflichte-
ten eingeben, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. Datum und Uhrzeit der Eingabe. 7. u n v e r ä n d e r t  

Die ermittelten Verkehrsdaten dürfen nicht 
protokolliert werden. Satz 1 gilt nicht für be-
trieblich erforderliche Zugriffe auf Daten, die 
nach den §§ 9 oder 12 des Telekommunika-
tion-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes ge-
speichert werden. Die Angaben nach Satz 3 
Nummer 6 dürfen ausschließlich bei auf tat-
sächlichen Anhaltspunkten beruhenden Un-
tersuchungen zur Aufklärung von Miss-
brauchs- oder Fehlerfällen verwendet wer-
den. Im Übrigen gelten für die Protokollie-
rung sowie für die Prüfung und Löschung 
der dafür erzeugten Protokolldaten § 16 Ab-
satz 2 und § 17 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass abweichend von § 17 Absatz 1 
Satz 3 fünf vom Hundert der gestellten Aus-
kunftsverlangen einer Prüfung zu unterzie-
hen sind. 

Die ermittelten Verkehrsdaten dürfen nicht 
protokolliert werden. Satz 1 gilt nicht für be-
trieblich erforderliche Zugriffe auf Daten, die 
nach den §§ 9 oder 12 des Telekommunika-
tion-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes ge-
speichert werden. Die Angaben nach Satz 3 
Nummer 6 dürfen ausschließlich bei auf tat-
sächlichen Anhaltspunkten beruhenden Un-
tersuchungen zur Aufklärung von Miss-
brauchs- oder Fehlerfällen verwendet wer-
den. Im Übrigen gelten für die Protokollie-
rung sowie für die Prüfung und Löschung 
der dafür erzeugten Protokolldaten § 16 Ab-
satz 2 und § 17 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass abweichend von § 17 Absatz 1 
Satz 3 fünf vom Hundert der gestellten Aus-
kunftsverlangen einer Prüfung zu unterzie-
hen sind. 
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 Artikel 6 

(Telekommunikation-Digitale-
Dienste -Datenschutz-Gesetz - 

TTDSG) 
vom: 23.06.2021 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 44 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I 

Nr. 234) 

(Telekommunikation-Digitale 
Dienste-Datenschutz-Gesetz - 

TTDSG) 
vom: 23.06.2021 - Zuletzt geän-

dert durch … 

§ 9 § 9 

Verarbeitung von Verkehrsdaten Verarbeitung von Verkehrsdaten 

(1) Nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Verpflich-
tete dürfen folgende Verkehrsdaten nur ver-
arbeiten, soweit dies zum Aufbau und zur 
Aufrechterhaltung der Telekommunikation, 
zur Entgeltabrechnung oder zum Aufbau 
weiterer Verbindungen erforderlich ist:  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die Nummer oder Kennung der beteilig-
ten Anschlüsse oder der Endeinrich-
tung, personenbezogene Berechti-
gungskennungen, bei Verwendung von 
Kundenkarten auch die Kartennummer, 
bei mobilen Anschlüssen auch die 
Standortdaten, 

 

2. den Beginn und das Ende der jeweili-
gen Verbindung nach Datum und Uhr-
zeit und, soweit die Entgelte davon ab-
hängen, die übermittelten Datenmen-
gen, 

 

3. den vom Nutzer in Anspruch genomme-
nen Telekommunikationsdienst, 

 

4. die Endpunkte von festgeschalteten 
Verbindungen, ihren Beginn und ihr 
Ende nach Datum und Uhrzeit und, so-
weit die Entgelte davon abhängen, die 
übermittelten Datenmengen und 
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5. sonstige zum Aufbau und zur Aufrecht-
erhaltung der Telekommunikation so-
wie zur Entgeltabrechnung notwendige 
Verkehrsdaten. 

 

Im Übrigen sind Verkehrsdaten von den 
nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Verpflichteten 
nach Beendigung der Verbindung unver-
züglich zu löschen. Eine über Satz 1 hinaus-
gehende Verarbeitung der Verkehrsdaten 
ist unzulässig. Die Pflicht zur Verarbeitung 
von Verkehrsdaten aufgrund von anderen 
Rechtsvorschriften bleibt unberührt. 

 

(2) Teilnehmerbezogene Verkehrsda-
ten nach Absatz 1 dürfen vom Anbieter des 
Telekommunikationsdienstes zum Zweck 
der Vermarktung von Telekommunikations-
diensten, zur bedarfsgerechten Gestaltung 
von Telekommunikationsdiensten oder zur 
Bereitstellung von Diensten mit Zusatznut-
zen im dazu erforderlichen Maß und im dazu 
erforderlichen Zeitraum nur verwendet wer-
den, wenn der Endnutzer in diese Verwen-
dung gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 
eingewilligt hat. Die Daten anderer Endnut-
zer sind unverzüglich zu anonymisieren. 
Eine zielnummernbezogene Verwendung 
der Verkehrsdaten zu den in Satz 1 genann-
ten Zwecken ist nur zulässig, wenn der End-
nutzer gemäß der Verordnung (EU) 
2016/679 informiert wurde und er eingewil-
ligt hat. Hierbei sind die Daten anderer End-
nutzer unverzüglich zu anonymisieren. Au-
ßerdem ist der Endnutzer darauf hinzuwei-
sen, dass er die Einwilligung nach den Sät-
zen 1 und 3 jederzeit widerrufen kann. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) Nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 Verpflichtete dürfen Verkehrsda-
ten verarbeiten, soweit dies für die Über-
mittlung von Verkehrsdaten nach § 174a 
Absatz 4 Satz 1 des Telekommunikati-
onsgesetzes erforderlich ist. 

 


